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Satzung 
für das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen gem. § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 

Jugendhilfegesetzes (AG KJHG) 
vom 09.06.2017 

 
Der Rat der Stadt Gelsenkirchen hat am 18.05.2017 aufgrund Sozialgesetzbuch (SGB) Achtes Buch (VIII) - Kinder- und Jugendhilfe in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. September 2012 (BGBI. I S. 2022), der § 5 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- 
und Jugendhilfegesetzes - AG-KJHG - vom 12. Dezember 1990 (GV. NW. S. 664) sowie der §§ 7 und 41 Abs. 1, Satz 2, lit. f der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666) SGV. NRW. 2023 
in der jeweils derzeit gültigen Fassung, nachfolgende Satzung beschlossen: 
 
I. Das Jugendamt 
 
§ 1 - Aufbau des Jugendamtes 
 
Das Jugendamt ist integraler Bestandteil des Referates Erziehung und Bildung der Stadt Gelsenkirchen. Die Satzung findet ausschließlich für 
die Belange des Jugendamtes im Sinne des Sozialgesetzbuches - Achtes Buch - (SGB VIII) Anwendung. 
 
Das Jugendamt besteht aus dem Jugendhilfeausschuss, der in Gelsenkirchen die Bezeichnung Ausschuss für Kinder, Jugend und Familien 
trägt, und der Verwaltung des Jugendamtes. 
 
§ 2 - Zuständigkeit 
 
Das Jugendamt ist nach Maßgabe des SGB VIII, der dazu erlassenen Ausführungsgesetze und dieser Satzung für alle Aufgaben der öffent-
lichen Jugendhilfe im Gebiet der Stadt Gelsenkirchen zuständig. 
 
§ 3 - Aufgaben 
 
(1) Das Jugendamt ist Mittel- und Sammelpunkt aller Bestrebungen auf dem Gebiet der Jugendhilfe. Alle Maßnahmen der öffentlichen Jugend-
hilfe dienen der Entfaltung der Persönlichkeit der jungen Menschen sowie der Stärkung und Erhaltung der Erziehungskraft der Familie. 
 
(2) Das Jugendamt soll sich um eine enge Zusammenarbeit mit den Trägern der freien Jugendhilfe und allen Behörden bemühen, die sich mit 
Angelegenheiten der Kinder, Jugendlichen und jungen Menschen sowie der Familie befassen. Es hat dabei die Selbständigkeit der freien Trä-
ger in Zielsetzung und Durchführung der Jugendhilfeaufgaben sowie in der Gestaltung ihrer Organisationsstruktur zu achten. 
 
II. Der Jugendhilfeausschuss 
 
§ 4 - Mitglieder 
 
(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehören 15 stimmberechtigte und 12 beratende Mitglieder an. 
 
(2) Die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder nach § 71 Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII beträgt 9, und die Zahl der stimmberechtigten Mitglieder nach  
§ 71 Abs. 1 Nr. 2 SGB VIII, die von den im Bereich des Jugendamtes wirkenden und anerkannten freien Trägern vorgeschlagen sind, beträgt  
6. Vorschläge der Jugendverbände und der Wohlfahrtsverbände sind angemessen zu berücksichtigen. 
 
Die Mitglieder werden vom Rat gewählt. Für jedes Mitglied ist eine persönliche Stellvertreterin oder ein persönlicher Stellvertreter zu wählen. 
Das Wahlverfahren richtet sich nach den §§ 4 und 5 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und Jugendhilfegesetzes, § 50 der Ge-
meindeordnung des Landes Nordrhein-Westfalen und § 19 der Geschäftsordnung des Rates. 
 
(3) Als beratende Mitglieder gehören dem Jugendhilfeausschuss an: 
 
a) die Oberbürgermeisterin / der Oberbürgermeister oder eine / ein von ihr / ihm bestellte / bestellter Vertreterin / Vertreter; 
 
b) die Leiterin / der Leiter der Verwaltung des Jugendamtes oder deren Vertretung; 
 
c) eine Richterin / ein Richter des Vormundschaftsgerichtes oder des Familiengerichtes oder eine Jugendrichterin / ein Jugendrichter, die / der 
von der Präsidentin / dem Präsidenten des Landgerichtes Essen bestellt wird; 
 
d) eine Vertreterin / ein Vertreter der Arbeitsverwaltung, die / der von der Direktorin / dem Direktor des Arbeitsamtes Gelsenkirchen bestellt wird; 
 
e) eine Vertreterin / ein Vertreter der Schulen, die / der von der Bezirksregierung Münster - Schulaufsicht - bestellt wird; 
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f) eine Vertreterin / ein Vertreter der Polizei, die / der von der Polizeipräsidentin / dem Polizeipräsidenten Gelsenkirchen bestellt wird; 
 
g) je eine Vertretung der Katholischen Kirche, der Evangelischen Kirche, der Jüdischen Kultusgemeinde sowie der muslimischen Gemeinden 
    und Vereine; 
 
h) eine Vertreterin oder ein Vertreter des Integrationsrates oder Integrationsausschusses, die oder der durch den Integrationsrat oder Integra- 
    tionsausschuss gewählt wird; 
 
i) eine Vertreterin oder ein Vertreter aus dem Jugendamtselternbeirat. 
 
Für die Mitglieder c) bis i) ist je eine persönliche Vertreterin oder ein persönlicher Vertreter zu bestellen. 
 
§ 5 - Aufgaben des Jugendhilfeausschusses 
 
(1) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit den Aufgaben der Jugendhilfe. Er beschließt im Rahmen der vom Rat bereitgestellten Mittel, 
dieser Satzung und der vom Rat gefassten Beschlüsse über die Angelegenheiten der Jugendhilfe. 
 
Er soll vor jeder Beschlussfassung des Rates in Fragen der Jugendhilfe gehört werden. Er hat das Recht, an den Rat Anträge zu stellen. 
 
Der Jugendhilfeausschuss hat vor allem folgende Aufgaben: 
 
1. Aufstellung von Richtlinien und Grundsätzen für 
 

a) die Förderung von Einrichtungen und Maßnahmen der Jugendhilfe, 
 

b) die Förderung von Projekten. 
 
2. Entscheidung über 
 

a) die Jugendhilfeplanung gemäß § 80 Sozialgesetzbuch - Achtes Buch - (SGB VIII), 
 
b) die Förderung der Träger der freien Jugendhilfe gemäß § 74 SGB VIII, 
 
c) die öffentliche Anerkennung nach § 75 SGB VIII in Verbindung mit § 25 AG-KJHG, 
 
d) die Bildung von Arbeitsgemeinschaften nach § 78 SGB VIII, 
 
e) die Ausgestaltung der auf Grundlage der örtlichen Jugendhilfeplanung ermittelten Gruppenstrukturen in Kindertageseinrichtungen nach  

 § 19 Abs. 3 Kinderbildungsgesetz (KiBiz), 
 
f) die Aufstellung von Vorschlagslisten für die Wahl der Jugendschöffen nach § 35 Jugendgerichtsgesetz (JGG). 

 
3. Vorberatung des Haushaltes für den Bereich der Jugendhilfe. 
 
(2) Der Jugendhilfeausschuss ist vor der Berufung der Leiterin / des Leiters der Verwaltung des Jugendamtes anzuhören. 
 
(3) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit der Erörterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien sowie mit Anregun-
gen und Vorschlägen für die Weiterentwicklung der Jugendhilfe. 
 
§ 6 - Unterausschüsse 
 
Für einzelne Aufgaben der Jugendhilfe können bei Bedarf Unterausschüsse ohne Entscheidungsbefugnis gebildet werden. Die Mitglieder der 
Unterausschüsse werden vom Jugendhilfeausschuss aus seinen ordentlichen und stellvertretenden Mitgliedern gewählt. Er bestimmt auch die 
Vorsitzende / den Vorsitzenden und ihre Stellvertreterin / seinen Stellvertreter. 
 
§ 7 - Widerspruchs- und Beanstandungsrecht 
 
(1) Ist die Oberbürgermeisterin oder der Oberbürgermeister oder die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Jugendhilfeausschusses der Auf-
fassung, dass ein Beschluss des Jugendhilfeausschusses das Wohl der Stadt Gelsenkirchen gefährdet, so können sie dem Beschluss spätes-
tens am 3. Tage nach der Beschlussfassung unter schriftlicher Begründung widersprechen. 
 
Der Widerspruch hat aufschiebende Wirkung. Über die Angelegenheit ist in einer neuen Sitzung des Jugendhilfeausschusses, die frühestens 
am 3. Tage und spätestens zwei Wochen nach dem Widerspruch stattzufinden hat, erneut zu beschließen. 
 
Verbleibt der Jugendhilfeausschuss bei seinem Beschluss, so hat der Rat der Stadt über die Angelegenheit zu beschließen. 
 
(2) Verletzt ein Beschluss des Jugendhilfeausschusses das geltende Recht, so hat die Oberbürgermeisterin / der Oberbürgermeister den Be-
schluss zu beanstanden. Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. Sie ist schriftlich in Form einer begründeten Darlegung dem Aus-
schuss mitzuteilen. Verbleibt der Jugendhilfeausschuss bei seinem Beschluss, so hat der Rat der Stadt über die Angelegenheit zu beschließen. 
 
§ 8 - Verfahren 
 
(1) Für das Verfahren des Jugendhilfeausschusses und der Unterausschüsse gelten, soweit in bundes- und landesrechtlichen Vorschriften 
nichts anderes bestimmt ist, die Hauptsatzung der Stadt Gelsenkirchen und die Geschäftsordnung für den Rat der Stadt Gelsenkirchen, seine 
Ausschüsse und die Bezirksvertretungen der Stadt Gelsenkirchen entsprechend. 
 
(2) Die Sitzungen des Jugendhilfeausschusses sind öffentlich, soweit nicht das Wohl der Allgemeinheit, berechtigte Interessen einzelner Perso-
nen oder schutzbedürftiger Gruppen entgegenstehen. Er tritt nach Bedarf zusammen und ist auf Antrag von mindestens 1/5 der Stimmberech-
tigten einzuberufen. 
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III. Die Verwaltung des Jugendamtes 
 
§ 9 - Eingliederung 
 
Die Verwaltung des Jugendamtes ist eine selbständige Organisationseinheit innerhalb der Stadtverwaltung. 
 
§ 10 - Aufgaben 
 
(1) Die Geschäfte der laufenden Verwaltung im Bereich der öffentlichen Jugendhilfe werden von der Oberbürgermeisterin / dem Oberbürger-
meister oder in ihrem / seinem Auftrage von der Leiterin / dem Leiter der Verwaltung des Jugendamtes im Rahmen dieser Satzung und der 
Beschlüsse des Rates und des Jugendhilfeausschusses geführt. 
 
(2) Die Oberbürgermeisterin / der Oberbürgermeister oder in ihrem / seinem Auftrage die Leiterin / der Leiter der Verwaltung des Jugendamtes 
 
- ist verpflichtet, die Vorsitzende / den Vorsitzenden des Jugendhilfeausschusses über alle wichtigen Angelegenheiten der Verwaltung des  
 Jugendamtes zu unterrichten, 
 
- bereitet die Beschlüsse des Jugendhilfeausschusses vor und führt diese aus. 
 
IV. Schlussbestimmung 
 
§ 11 - Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Am gleichen Tage tritt die Satzung für das Jugendamt der Stadt Gelsen-
kirchen vom 10. März 1994 in der Fassung der 2. Änderungssatzung vom 11. September 2014 außer Kraft. 
 

---------------------------- 
 
Die 
 
Satzung für das Jugendamt der Stadt Gelsenkirchen gem. § 3 Abs. 2 des Ersten Gesetzes zur Ausführung des Kinder- und 
Jugendhilfegesetzes (AG KJHG) vom 09.06.2017 
 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht 
werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

 
c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

 
d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gelsenkirchen vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und 

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Gelsenkirchen, 09. Juni 2017 

Frank Baranowsk i  
Oberbürgermeister 

(Siegel) 
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Referat 10 (Personal und Organisation) 
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Gelsenkirchen, 08. Juni 2017 

I. A. W agner  
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Referat 10 (Personal und Organisation) 
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Gelsenkirchen, 06. Juni 2017 

I. V. W elge   
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Referat 15 (Wirtschaftsförderung) 
 
Tagesordnung 
für die 19. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaftsförderung, Beschäftigungsförderung und Tourismus am 29. Juni 2017, 16.00 Uhr, 
Sitzungszimmer 5 - Olsztyn, 4. OG, Hans-Sachs-Haus, Ebertstraße 11, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen  
 

  

2 Anträge der Fraktionen, Gruppen bzw. Einzelmandatsträger gem. § 7 der 
Geschäftsordnung 
 

  

3 Vorstellung der Imagekampagne des RVR 
 

  

4 Der EU-Beauftragte der Stadt Gelsenkirchen, Herr Andreas Piwek, stellt 
sich und sein Aufgabengebiet vor 
 

  

5 Sachstandsbericht zum Integrierten Handlungskonzept Zentrum Buer 
 

  

6 Berichte zur Wirtschaftsförderung und über den Planungsstand von 
Großprojekten 
 

  

7 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

7.1 Mitteilungen  
 

  

7.1.1 Anfrage des sachkundigen Einwohners Herrn Lenz - 
Beschäftigungsverhältnisse in Gelsenkirchen - 
 

 14-20/4608 

7.2 Anfragen 
 

  

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Anträge der Fraktionen, Gruppen bzw. Einzelmandatsträger gem. § 7 der 
Geschäftsordnung 
 

  

2 Berichte zur Wirtschaftsförderung und über den Planungsstand von 
Großprojekten 
 

  

3 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

3.1 Mitteilungen  
 

  

3.2 Anfragen 
 

  

 
Gelsenkirchen, 12. Juni 2017 

I. V. Dr. Schm i t t  
 
 
Referat 30 (Recht und Ordnung) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehende aufgeführte Person wurden folgende Bescheide erlassen: 
 
Horst Günter Bolz 
zuletzt bekannte Anschrift: Hermannstr. 38, 45891 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 12.05.2017 
 
Vorgenannte Bescheide können beim Referat 30 - Recht und Ordnung, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 2.25, in Empfang 
genommen werden. 
 
Die Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 09. Juni 2017 

I. A. Borut ta  
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Referat 30 (Recht und Ordnung) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehende aufgeführte Person wurden folgende Bescheide erlassen: 
 
Yasemin Korucu 
zuletzt bekannte Anschrift: Feldmarkstr. 76, 45883 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 22.05.2017 und 01.06.2017 
 
Vorgenannte Bescheide können beim Referat 30 - Recht und Ordnung, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 2.25, in Empfang 
genommen werden. 
 
Die Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 09. Juni 2017 

I. A. Borut ta  
 
 
Referat 30 (Recht und Ordnung) 
 
Benachrichtigung über die Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung gemäß § 10 Landeszustellungsgesetz NRW 
 
Gegen nachstehende aufgeführte Person wurden folgende Bescheide erlassen: 
 
Birgit Ebner 
zuletzt bekannte Anschrift: Skagerrakstr. 31, 45888 Gelsenkirchen 
Bescheide vom 12.05.2017 
 
Vorgenannte Bescheide können beim Referat 30 - Recht und Ordnung, Wildenbruchstr. 10, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 2.25, in Empfang 
genommen werden. 
 
Die Bescheide werden durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
 
Hierdurch können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen können. 
 
Gelsenkirchen, 09. Juni 2017 

I. A. Borut ta  
 
 
Referat 41 (Kultur) 
 
Tagesordnung 
für die 15. Sitzung des Ausschusses für Kultur am 28. Juni 2017, 16.00 Uhr, Fürstenberg-Raum der Vorburg Schloss Horst, Turfstraße 21, 
Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Vorschlag zur Verteilung der Mittel aus dem Kulturcent 2017 
 

 14-20/4604 

3 Projekt „Kultur und Schule“ im Schuljahr 2017/18 
 

 14-20/4589 

4 Annahme einer Spende Hier: Museum Schloss Horst 
 

 14-20/4584 

5 Erweiterung des Erlebnismuseums Schloss Horst 
 

 14-20/4587 

6 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

B. Nichtöffentlicher Teil: 
- entfällt -  

 

  Drucksache Nr. 
 

 
Gelsenkirchen, 08. Juni 2017 

I. V. Berg  
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Referat 50 (Soziales) 
 
Öffentliche Zustellung 
 
Gegen nachstehend aufgeführte Person wurde folgender Bescheid erlassen: 
 
Herr Meher Gharbi, Kantstr. 1 a, 51103 Köln 
 
Bescheid vom 22.05.2017 - Aktenzeichen: 50.5-01-20-0033 
 
Der an o. g. Empfänger gerichtete Bescheid konnte nicht zugestellt werden. 
 
Ein Hinweis auf den Bescheid wurde zum Zwecke der Benachrichtigung des Empfängers im Dienstgebäude Rathaus Buer ausgehängt. 
 
Vorgenannter Bescheid kann beim Referat 50 - Soziales -, Kurt-Schumacher-Str. 394 - 396, 45875 Gelsenkirchen, Zimmer 804, vom 
Berechtigten in Empfang genommen werden. 
 
Gelsenkirchen, 14. Juni 2017 

I. A. O lber ing  
 
 
Referat 51 (Erziehung und Bildung) 
 
Tagesordnung 
für die 19. Sitzung des Ausschusses für Bildung am 29. Juni 2017, 16.00 Uhr, Aula der Gesamtschule Erle, Mühlbachstraße 3, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Anträge der Fraktionen, Gruppen bzw. Einzelmandatsträgerin gemäß § 7 
der Geschäftsordnung 
 

  

2.1 Sachstandsbericht über Anstieg der Schulabbrecherquote in GE 
- Antrag der CDU-Ratsfraktion - 
 

 14-20/4563 

2.2 Sachstandsbericht der Verwaltung zur Situation der Schulabgängerinnen 
und Schulabgänger ohne Schulabschluss in Gelsenkirchen 
- Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN - 
 

 14-20/4615 

2.3 Sachstandsbericht der Verwaltung zur Situation von Klassenteilungen 
bzw. -neubildungen anlässlich der Integration von zugewanderten 
Schülerinnen und Schülern an Gelsenkirchener Schulen 
- Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/Die GRÜNEN - 
 

 14-20/4616 

3 Schalker Gymnasium, Liboriusstr. 103 - Anbau- und Umbaumaßnahmen 
zur Schaffung zusätzlichen Schulraums (drei Klassenräume, ein Haus-
wirtschafts- und ein Technikraum) für die Umsetzung der Inklusion 
(Gemeinsames Lernen) 
 

 14-20/4568 

4 Projekt „Kultur und Schule“ im Schuljahr 2017/18 
 

 14-20/4589 

5 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

5.1 Maßnahmen der Schuldenprävention - Jahresbericht 2016 -  
 

 14-20/4567 

5.2 Anfrage der sachkundigen Bürgerin Frau Hauer  
- Gewalt an Schulen - 
 

 14-20/4466 

5.3 Anfrage des Stadtverordneten Herrn Karl  
- Arbeits- und Gesundheitsschutz der Lehrerinnen und Lehrer in 
Gelsenkirchen -  
 

 14-20/4465 

5.4 Anfrage des Stadtverordneten Herrn Fischer  
- Übergangsquoten IFÖ-Klassen - 
 

 14-20/4511 

5.5 Anfrage des sachkundigen Bürgers Herrn Hering - Familienzentren - 
 

 14-20/4552 

5.6 Anfrage des sachkundigen Einwohners Herrn Kiraz  
- Auslandsstipendien - 
 

 14-20/4600 
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B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Besetzung der Planstelle für eine/n Schulleiter/in an der Barbaraschule, 
Katholische Grundschule Middelicher Straße 221 
 

 14-20/4523 

2 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

 
Gelsenkirchen, 12. Juni 2017 

I. V. Berg  
 
 
Vorstandsbereich 6 (Planen, Bauen, Umwelt und Liegenschaften) 
 
Tagesordnung 
für die 19. Sitzung des Ausschusses für Umwelt und Klimaschutz am 27. Juni 2017, 16.00 Uhr, Sitzungszimmer Cottbus, Rathaus Buer, 
Goldbergstraße 12, Gelsenkirchen 
 
A. Öffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Bürgerschaftliche Initiativen 
 

  

2 Anträge gemäß § 7 der Geschäftsordnung 
 

  

2.1 Bericht über den Brand auf der Zentraldeponie Emscherbruch 
- Antrag der SPD-Ratsfraktion - 
 

 14-20/4574 

3 Änderung und Ergänzung Nr. 26 des Landschaftsplanes 
der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000 
für den Bereich "Planungsraum 3 Scholven bis Beckhausen" im Teilbe-
reich "Bergehalde Rungenberg"  
zwischen der Fläche des ehemaligen Bergwerks Hugo - der Schüngel-
bergsiedlung / Horster Straße - der BAB A 2 - der Rungenbergstraße 
- Aufstellungsbeschluss - 
 

 14-20/4479 

4 Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie in der Stadt Gelsenkirchen 
hier: Lärmaktionsplanung des Eisenbahn-Bundesamtes 
 

 14-20/4454 

5 Beurteilung der Luftqualität in NRW 2016 
hier: Bericht des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz 
(LANUV) 
 

 14-20/4474 

6 Sachstand zur Durchführung von Umweltinspektionen bei industriellen 
und gewerblichen Anlagen 
 

 14-20/4582 

7 Klimaschutz in Gelsenkirchen 
- Klimaschutz-Maßnahmenprogramm 2015 - 2017 - Arbeitsstand 2017/1 - 
 

 14-20/4595 

8 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

8.1 Mitteilungen 
 

  

8.2 Anfragen 
 

  

B. Nichtöffentlicher Teil: 
 

  Drucksache Nr. 
 

1 Altlast-Verdachtsflächenkataster der Stadt Gelsenkirchen 
hier: Qualifizierung des Altstandortverzeichnisses (Kleingewerbekataster) 
mittels Auswertung von Bauarchivakten 
 

 14-20/4599 

2 Mitteilungen und Anfragen 
 

  

2.1 Mitteilungen 
 

  

2.2 Anfragen 
 

  

 
Gelsenkirchen, 14. Juni 2017 

I. V. Har ter  
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Referat 60 (Umwelt) 
 
Tagesordnung für die 10. öffentliche Sitzung des Naturschutzbeirates am 20.06.2017, 16.00 Uhr, im Sitzungszimmer der IGBCE, 
Goldberghaus, Erdgeschoss, Goldbergstraße 84 
 
A.  Besichtigung 
 

der Objekte zu den Tagesordnungspunkten 4.2 (Holzbach) und 4.3 (Wegeverbindung Graf Bismarck) 
 

Treffpunkt: 14.00 Uhr, Dienstgebäude des Referates 60 - Umwelt, 
 Goldbergstraße 84, 45894 Gelsenkirchen 

 

B.  Tagesordnung: 
 
1.  Niederschrift der 9. Sitzung des Naturschutzbeirates 

 

2.   Bericht des Vorsitzenden 
 
3.   Naturschutzwacht 
 
4.   Befreiungen von den Verboten des Landesnaturschutzgesetzes und des Landschaftsplans der Stadt Gelsenkirchen gemäß § 67 

BNatSchG 
 
4.1  Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Erweiterung einer Kleinkläranlage im Bereich der Oberscholvener Str. 99 b 

und c im Landschaftsschutzgebiet Nr. 1 im Planungsraum 1 des Landschaftsplans der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000 
 

4.2  Antrag auf Genehmigung zum Bau der Abwasserkanäle einschließlich Regenwasserbehandlung am Holzbach von km 0,000 bis km 
5,935 in Herten und Gelsenkirchen im Landschaftsschutzgebiet 2 im Planungsraum 5 und im Naturschutzgebiet Nr. 2 und Land-
schaftsschutzgebiet Nr. 1 im Planungsraum 6 des Landschaftsplans der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000 

 
4.3  Antrag zum Bau einer Wegeverbindung im Industriewald Graf Bismarck südlich der ehemaligen Kneebuschstraße (jetzt Bremer 

Straße) im Landschaftsschutzgebiet Nr. 2 im Planungsraum 9 des Landschaftsplanes der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000 
 
4.4  Antrag auf Errichtung einer überdachten Festmistplatte (BE 15) auf dem Grundstück Osterkampsweg 31 im Landschaftsschutzgebiet 

Nr. 1 im Planungsraum 4 des Landschaftsplans der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000 
 
4.5  Antrag zur Errichtung einer Außengastronomie mit 106 Sitzplätzen am vorhandenen Restaurant Löwenpark im Landschaftsschutz-

gebiet Nr. 1 im Planungsraum 5 des Landschaftsplanes der Stadt Gelsenkirchen vom 12.10.2000 
 
5.   Entwurf des Baumgutachtens zur Überprüfung / Bewertung naturdenkmalwürdiger Bäume innerhalb der im Zusammenhang bebauten 

Ortsteile als Grundlage für die Neuaufstellung der Naturdenkmalverordnung der Stadt Gelsenkirchen (ND VO) 
 
6.   Ersatzgeldverzeichnis gemäß § 31 Landesnaturschutzgesetz 
 
7.  Mitteilungen 
 
8.   Anfragen 

 

Gelsenkirchen, 07. Juni 2017 
I. V. Har ter  
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Referat 63 (Bauordnung und Bauverwaltung, Zentrale Vergabestelle) 
 
Ausschreibung: Bauoberleitung gemäß HOAI 2013 Lph 8 - Örtliche Bauüberwachung 
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Gelsenkirchen, 06. Juni 2017 

I. A. Sch lü ter  
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Referat 63 (Bauordnung und Bauverwaltung, Zentrale Vergabestelle) 
 
Ausschreibung: Lichtsignalanlagen (Planen, Liefern, Montage und Installation) 
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Gelsenkirchen, 12. Juni 2017 

I. A. Sch lü ter  
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Referat 63 (Bauordnung und Bauverwaltung, Zentrale Vergabestelle) 
 
Ausschreibung: Ingenieurleistungen Architektur HOAI 2013 (z. T. Lph 3 und Lph 5)  
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Gelsenkirchen, 13. Juni 2017 

I. A. Sch lü ter   
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Referat 63 (Bauordnung und Bauverwaltung, Zentrale Vergabestelle) 
 
Ausschreibung: Metallbau- und Verglasungsarbeiten 
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Gelsenkirchen, 14. Juni 2017 

I. A. Sch lü ter  
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Referat 63 (Bauordnung und Bauverwaltung, Zentrale Vergabestelle) 
 
Ausschreibung: Verkehrswegebauarbeiten / Signaltechnische Arbeiten 

 



Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2017 – Nr. 25/23. Juni 2017  579 

 
  



580  Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2017 – Nr. 25/23. Juni 2017 

 
 
  



Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2017 – Nr. 25/23. Juni 2017  581 

 
  



582  Stadt Gelsenkirchen – Amtsblatt 2017 – Nr. 25/23. Juni 2017 

 
Gelsenkirchen, 14. Juni 2017 

I. A. Sch lü ter   
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Kreis Recklinghausen Recklinghausen, 16.05.2017 
Der Landrat 
Fachdienst Umwelt 
Untere Wasserbehörde 
 

B e k a n n t m a c h u n g 
 
Die Emschergenossenschaft hat bei mir gemäß § 68 des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushaltes (Wasserhaushaltsgesetz -WHG-) in 
Verbindung mit den §§ 104 ff. des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswassergesetz - LWG - NRW) und den §§ 72 ff. 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (VwVfG - NRW) 
 

die Feststellung des Planes für folgendes Unternehmen beantragt: 
 
Holzbachsystem 
Ökologische Verbesserung des Resser Baches von km 0,00 bis km 6,26 und Backumer Baches von km 0,00 bis km 1,13 in Herten und 
Gelsenkirchen 
 
Ferner wurden als unselbständiger Teil des vorgenannten Planfeststellungsverfahrens Unterlagen zur Entscheidung über die Zulässigkeit des 
Vorhabens gem. § 2 ff des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) vorgelegt. 
 
Nachdem die Planunterlagen in der Zeit vom 23.01.2017 bis 20.02.2017 

 Beim Bürgermeister der Stadt Herten, Rathaus, Kurt-Schumacher-Straße 2, 45699 Herten, Bereich Stadtplanung, Raum 321 sowie 
Bereich Tiefbau, Raum 309 

 
sowie beim 
 

 Oberbürgermeister der Stadt Gelsenkirchen, Referat Umwelt, Untere Wasserbehörde, Goldbergstraße 84, 45894 Gelsenkirchen,  
5. Etage, Zimmer Nr. 50 

 
zu Jedermanns Einsicht ausgelegen haben, wird nun gemäß §§ 70 Absatz 1 WHG in Verbindung mit § 73 Abs. 6 VwVfG-NW der Termin für 
die Erörterung der Einwendungen und Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange, Behörden, der Betroffenen sowie sonstiger Perso-
nen, die Einwendungen zu dem Plan erhoben haben, bekannt gemacht. 
 
Der Termin findet statt am: 
 

Donnerstag, den 6.07.2017 
um 10:00 Uhr 

in Raum 1.5.05 - (Kleiner Sitzungssaal, 1. Etage) 
des Kreishauses 

Kurt-Schumacher-Allee 1 
Recklinghausen 

 
Ich weise darauf hin, dass gemäß § 73 Abs. 6 VwVfG-NW, in Verbindung mit § 67 Abs. 1 Satz 3 VwVfG-NW bei Ausbleiben eines Beteiligten 
auch ohne ihn verhandelt und entschieden werden kann. Außerdem wird darauf hingewiesen, dass der Erörterungstermin gemäß § 73 Abs. 6 in 
Verbindung mit § 68 Abs. 1 VwVfg-NW nicht öffentlich ist. An ihm können Vertreter der Aufsichtsbehörde und Personen, die bei der Behörde 
zur Ausbildung beschäftigt sind, teilnehmen. Anderen Personen kann der Verhandlungsleiter die Anwesenheit gestatten, wenn kein Beteiligter 
widerspricht. 
 
Im Auftrag 
 
Kahrs-Ude 
Fachbereichsleiter 
 
Vorstehende Bekanntmachung des Kreises Recklinghausen wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Gelsenkirchen, 22. Mai 2017 

I. A. Dr. Bernhard  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Sonstige  

Bekanntmachungen III 

Bekanntmachungen anderer Behörden und 

Körperschaften des öffentlichen Rechts II 
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25jähriges Dienstjubiläum: 
10. Juli 2017: Marion Grizan, Beschäftigte (Referat Rat und Verwaltung), Christine Schütte, Beschäftigte (Referat Bürgerservice),  
 
40jähriges Dienstjubiläum: 
8. Juli 2017: Monika Bergau, Beschäftigte (Referat Erziehung und Bildung) 
 
 
 
 
 

 
Herausgegeben von der Stadt Gelsenkirchen - 69. Jahrgang.  
Für die Herausgabe und Redaktion verantwortlich: Jörg Kemper, 
Referat 2 - Rat und Verwaltung - Das Amtsblatt kann in Einzelfällen 
kostenlos schriftlich beim Referat 2 - Rat und Verwaltung, Hans-
Sachs-Haus, 45875 Gelsenkirchen, angefordert werden. -  
 
Sie finden das Amtsblatt auch im Internet unter: 
www.gelsenkirchen.de/de/Rathaus/Mitteilungen/Amtsblatt/default.asp  
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